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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Les Vert’libéraux ont lancé en juin la première initiative populaire de l’histoire du parti.
La proposition qui s’intitule « Remplacer la TVA par une taxe sur l’énergie » vise à
introduire une réforme fiscale écologique. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.06.2011
LAURENT BERNHARD

L’initiative populaire des Vert’libéraux « Remplacer la TVA par une taxe sur l’énergie »,
a récolté de justesse 108'018 signatures authentifiées à la Chancellerie en décembre de
l’année sous revue. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.12.2012
LAURENT BERNHARD

Le Conseil fédéral a annoncé en novembre qu’il rejetait l’initiative populaire des
vert’libéraux « Remplacer la TVA par une taxe sur l’énergie ». Dans son message, le
gouvernement approuve l’idée directrice du texte, à savoir la mise en place d’un
système d’incitation ayant pour but d’atteindre les objectifs de politique climatique et
énergétique. En revanche, le gouvernement s’oppose à la suppression de la taxe sur la
valeur ajoutée et à la fixation du montant de la taxe de l’énergie en fonction des
recettes issues de la TVA. Par conséquent, le Conseil fédéral a recommandé au
parlement de refuser l’initiative sans émettre de contre-projet. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.11.2013
LAURENT BERNHARD

Am 17. Juni 2014 beriet der Ständerat als Erstrat über die bundesrätliche Botschaft zur
Volksinitiative «Energie- statt Mehrwertsteuer». Eine Minderheit Recordon (gp, VD)
beantragte die Rückweisung an die Kommission mit dem Auftrag, einen indirekten
Gegenvorschlag zu prüfen, welcher eine Lenkungsabgabe auf nichterneuerbarer
Energie vorsieht, deren Ertrag aber zurückverteilt wird. Die Kritik am Minderheitsantrag
bezog sich vor allem darauf, dass ihm ein ganz anderes Konzept zugrunde liege als der
Initiative und er deshalb nichts mit der Initiative zu tun habe. Der Minderheitsantrag
wurde von der kleinen Kammer mit 29 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung verworfen. In
der Debatte wurde der Volksinitiative wiederholt vorgeworfen, sie wage mit der
Abschaffung der Mehrwertsteuer ein finanzpolitisches Abenteuer, sie sei unsozial und
wirtschaftsfeindlich. Ein Antrag Diener (glp, ZH), welcher die Initiative zur Annahme
empfahl, blieb chancenlos: Mit 34 zu 3 Stimmen bei 5 Enthaltungen folgte die kleine
Kammer ihrer Kommission und nahm den Bundesbeschluss an. Am 23. September 2014
nahm der Nationalrat die Debatte auf. Die Kommission empfahl die Ablehnung von
Initiative und Gegenvorschlag, eine Minderheit I Bäumle (glp, ZH) wollte die Initiative zur
Annahme empfehlen und eine Minderheit II Girod (gp, ZH) schlug einen Gegenvorschlag
vor, welcher eine Lenkungsabgabe auf nichterneuerbare Energieträger ebenso wie die
Rückverteilung des Ertrags an die Bevölkerung vorsah. Beide Minderheiten fanden keine
Mehrheit: Am 25. September 2014 verwarf der Nationalrat den Minderheitsantrag II
Girod (gp, ZH) für einen Gegenvorschlag mit 110 zu 79 Stimmen (wobei die Fraktionen
von GLP, GP und SP geschlossen für und die Fraktionen von CVP, FDP und SVP dagegen
stimmten), sowie den Minderheitsantrag Bäumle (glp, ZH) für die Annahme der
Volksinitiative mit 160 zu 27 Stimmen bei einer Enthaltung (Zustimmung nur von den
Fraktionen von GLP und GP). In der Schlussabstimmung vom 26. September empfahl
der Ständerat die Volksinitiative mit 40 gegen 3 Stimmen bei zwei Enthaltungen zur
Ablehnung, der Nationalrat tat dies mit 171 zu 27 Stimmen. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.06.2014
NIKLAUS BIERI

Die Volksinitiative «Energie- statt Mehrwertsteuer» wurde am 8. März 2015 an der
Urne deutlich verworfen: Bei einer Stimmbeteiligung von 41.6% lehnten 92% der
Stimmenden die Initiative ab. Das Begehren fiel in sämtlichen Ständen durch, am
deutlichsten im Kanton Wallis, wo die Zustimmung gerade 3.9% betrug. Auch im Kanton
Basel-Stadt, wo die Zustimmung am höchsten war, betrug diese nur 14%. Die geringe
Zustimmung zeigte, dass es der GLP und den Grünen, welche als einzige Partei die
Initiative der GLP unterstützte, nicht gelungen war, die eigene Wählerschaft zu
überzeugen und zu mobilisieren. Noch am Abstimmungssonntag nahmen Exponenten
der SVP den Ball auf und werteten das Abstimmungsergebnis als Votum gegen

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.03.2015
NIKLAUS BIERI
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Lenkungsabgaben generell, weshalb auch die Energiestrategie 2050 des Bundes
abzulehnen sei. Die meisten Kommentare betonten hingegen, die Stimmenden hätten
die Abschaffung der Mehrwertsteuer als zu radikal empfunden. 

Abstimmung vom 8. März 2015

Beteiligung: 41.6%
Ja: 175'405 (8%) / Stände: 0
Nein: 2'010'326 (92%) / Stände: 20 6/2

Parolen:
– Ja: GLP, GPS.
– Nein: SVP, SP, FDP, CVP, BDP, EVP. 5

Dass die Volksinitiative der GLP «Energie- statt Mehrwertsteuer» am 8. März 2015 von
der Stimmbevölkerung mit 92.0 Prozent Ablehnung deutlichen Schiffbruch erlitt, lag
nicht an der grundsätzlichen Ablehnung des energiepolitischen Kurses des Bundesrates
(Energiestrategie 2050) oder an einer Abneigung gegen eine Energiesteuer im
Allgemeinen, sondern vielmehr am vorgesehenen Mittel der Initiative, wie die VOX-
Nachbefragung zeigte. Als wichtigstes Contra-Argument wurde demnach die
Unsicherheit beim Umbau des Steuersystems genannt. Einerseits sei der Ersatz der
weitherum anerkannten Mehrwertsteuer, die mehr als ein Drittel der Bundeseinnahmen
ausmacht, zu riskant. Andererseits würde die Summe der Lenkungsabgaben mittelfristig
aufgrund von Energiekonsumverhaltensänderungen abnehmen, was nur mit stetig
anzupassenden Energiesteuersätzen ausgeglichen werden könnte. Zudem wurde
moniert, dass die Initiative sozial unfaire Umverteilungswirkungen mit sich bringen
würde. In der Wahrnehmung stand die Volksinitiative deshalb bei einer Mehrheit der
Stimmbevölkerung vorwiegend im Lichte einer Abschaffung der Mehrwertsteuer sowie
einer Reform des Steuersystems und weniger in jenem einer neuen Energiesteuer.
Wenig überraschend war jedoch gerade Letztere das zentrale Stimmmotiv der
Befürwortenden, die in dieser Energiesteuer ein wirksames Instrument zur Erreichung
der Umweltziele sahen. Abgeschreckt hat viele Stimmende der in den Medien im Vorfeld
der Abstimmung häufig genannte Preis von CHF 5 pro Liter Benzin, den die Mehrheit
nicht bezahlen wollte. Dieser wurde schliesslich auch zum primären Nein-Stimmmotiv.
Mehrheitliche Ablehnung fand die Initiative letztlich unabhängig von der Links-Rechts-
Einstufung oder von soziodemografischen Faktoren. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.2015
MARCO ACKERMANN
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